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Merkblatt 
 

zum Antrag auf Ausstellung der nach Artikel 2 Absatz 3 
der Revidierten Rheinschifffahrtsakte (Mannheimer Akte) 
erforderlichen Rheinschifffahrts-Zugehörigkeitsurkunde 

 
 
1. Rechtsgrundlage 

Anhang (Ausführungsverordnung) zur Verordnung (EWG) Nr. 2919/85 des Rates der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft vom 17. Oktober 1985 zur Festlegung der Bedingungen für die Inan-
spruchnahme der Regelung, die aufgrund der Revidierten Rheinschifffahrtsakte den Schiffen 
der Rheinschifffahrt vorbehalten ist. 
 

2. Voraussetzungen für die Erteilung der Urkunde 
Eintragung in ein Schiffsregister und Erfüllung der in den nachfolgenden Artikeln 3 bis 6 des Anhan-
ges zur Verordnung Nr. 2919/85 des Rates enthaltenen Voraussetzungen, wobei den Vertragsstaa-
ten im Sinne dieser Verordnung jeder andere Mitgliedstaat der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft gleichgestellt ist. 

 
Artikel 3 

 
(1) Die in Artikel 2 Absatz 1 genannte Urkunde 
wird für ein Schiff nur ausgestellt, wenn der 
Eigentümer des Schiffes: 
 
a) als natürliche Person die Staatsangehörig-

keit eines Vertragsstaates besitzt und seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt in ei-
nem Vertragsstaat hat; oder 
 

b) als juristische Person des öffentlichen 
Rechts nach dem Recht eines Vertragsstaa-
tes errichtet worden ist und den Sitz in die-
sem Vertragsstaat hat; oder 
 

c) als juristische Person oder Gesellschaft des 
privaten Rechts: 

 
aa) nach dem Recht eines Vertragsstaates 

errichtet worden ist; 
 

bb) den Sitz und den Mittelpunkt der ge-
schäftlichen Tätigkeit sowie den Ort, von 
dem aus der Betrieb des Schiffes gelei-
tet wird, in diesem Vertragsstaat hat und 
 

cc) von Personen geführt oder geleitet wird, 
deren Mehrheit Staatsangehörige von 
Vertragsstaaten sind und ihren Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt und im Falle 
juristischer Personen ihren Sitz in einem 
Vertragsstaat haben. 

 
 
(2) Für ein Schiff einer juristischen Person oder 
Gesellschaft des privaten Rechts ist indessen 
die Ausstellung der Urkunde zu verweigern, 
wenn solche Beteiligungsverhältnisse vorliegen, 
dass die Personen, welche unmittelbar oder 
mittelbar entweder an den Betriebsergebnissen 
mehrheitlich beteiligt sind oder über die Mehr-
heit der mit einem Stimmrecht verbundenen 
Anteile oder der Stimmrechte verfügen, keine 
Staatsangehörigen eines Vertragsstaates sind 
oder ihren Wohnsitz, Sitz oder dauernden Auf-
enthalt nicht in einem Vertragsstaat haben. 
 
(3) Liegen Treuhandverhältnisse oder ähnliche 
Vereinbarungen vor, so müssen die vorstehen-
den Bedingungen auch von den Personen er-
füllt sein, für deren Rechnung oder in deren 
Interesse gehandelt wird. 
 
(4) Ein Vertragsstaat kann ausnahmsweise und 
nach Konsultation der Zentralkommission für 
die Rheinschifffahrt Ausnahmen bezüglich der 
Mehrheitserfordernisse in Absatz 1, Buchsta-
ben c), cc) und Absatz 2 hiervon erteilen, wenn 
dadurch der Zweck des Zusatzprotokolls Nr. 2 
zur Revidierten Rheinschifffahrtsakte nicht ge-
fährdet wird. Die Zentralkommission kann die 
allgemeinen Bedingungen festlegen, unter de-
nen diese Ausnahmen bewilligt werden. 
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Artikel 4 

 
(1) Im Falle gemeinschaftlichen Eigentums an 
einem Schiff müssen der oder die beteiligten 
Eigentümer, denen die Mehrheit der Eigen-
tumsanteile gehören und denen die Geschäfts-
führung obliegt, die Bedingungen des Artikels 3 
erfüllen. 
 
(2) Sind unter den beteiligten Miteigentümern 
juristische Personen oder Gesellschaften des 
Privatrechts, so müssen sämtliche leitenden 
und sämtliche unmittelbar oder mittelbar an den 
Betriebsergebnissen beteiligten Personen An-
gehörige von Vertragsstaaten sein und ihren 
Wohnsitz, Sitz oder dauernden Aufenthalt in 
einem dieser Staaten haben. 
 

Artikel 5 
 
(1) Der Ausrüster des Schiffes muss die glei-
chen Bedingungen wie der Eigentümer erfüllen, 
damit für das von ihm betriebene Schiff die Ur-
kunde nach Artikel 2 Absatz 1 ausgestellt wer-
den kann. 
 
(2) Für die Ausstellung und den Entzug der für 
den Ausrüster erforderlichen Urkunde sind die 
Behörden desjenigen Vertragsstaates zustän-
dig, in dem sich der Wohnsitz oder dauernde 
Aufenthalt des Ausrüsters oder der Sitz des 
Unternehmend des Ausrüsters befindet. 
 

Artikel 6 
 
(1) Der Eigentümer, Miteigentümer oder der 
Ausrüster, der um Ausstellung der in Artikel 2 
Absatz 1 genannten Urkunde ersucht, hat der 
zuständigen Behörde einen Antrag mit den er-
forderlichen und wahrheitsgemäßen Angaben 
einzureichen. 
 
(2) Der Eigentümer, Miteigentümer und der 
Ausrüster des Schiffes haben jeder, soweit er 
betroffen ist, die zuständige Behörde, welche 
die Urkunde ausgestellt hat, unverzüglich 
schriftlich zu benachrichtigen, wenn sich die 
Verhältnisse aufgrund derer die Urkunde aus-
gestellt worden ist, geändert haben. 
 
 
 
 

 
 
 
(3) Die zuständigen Behörden können jederzeit 
nachprüfen, ob die Bedingungen der Artikel 3, 4 
und 5 erfüllt sind. Ist dies nicht mehr der Fall, 
haben sie die Urkunde einzuziehen. 
 
 
3. Hinweise zur Ausfüllung des Vordruckes 
 

a) Bei Miteigentum und Gesamthandseigen-
tum an einem Schiff muss ein gemeinsa-
mer Antrag gestellt werden, der von allen 
Eigentümern zu unterschreiben ist. Bei 
vertretungsweiser Unterschrift ist kennt-
lich zu machen, für wen die Unterschrift 
geleistet wird. 

 
b) Ist der Ausrüster Antragsteller, richten 

sich die im Antragsformular an den Eigen-
tümer gestellten Fragen an den Ausrüs-
ter. Der Ausrüster und der Eigentümer 
haben gesonderte Anträge zu stellen, die 
jedoch, falls für beide dieselbe Behörde 
zuständig ist, gemeinsam vorzulegen 
sind. Im Falle mehrerer Ausrüster gilt 
Nr. 3 a) entsprechend. 

 
c) Vertragsstaaten der Mannheimer Akte 

sind: 
− Das Königreich Belgien, 
− die Bundesrepublik Deutschland, 
− die Französische Republik, 
− das Königreich der Niederlande, 
− die Schweizerische Eidgenossen-

schaft. 
 
 
Den Vertragsstaaten sind im Rahmen dieses 
Antrages die Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft, die nicht zugleich 
Vertragsstaaten der Mannheimer Akte sind 
gleichgestellt. 


